Dipl.- Ing. Klaus Langer             Dipl.- Ing. Wolfgang Widder

Arnikaweg 5 b                            Königsheideweg 190 a

12357 Berlin                              12487 Berlin

Tel.: 662 5444                            Tel.: 631 9818

Vertreter der Betroffenen am Runden Tisch Grundwassermanagement 2012 und im Aktionsbündnis Trockene Keller beim VDGN für den Einzugs- und Einflussbereich des Wasserwerkes Johannisthal (WJ) – Ortsteile Buckow-Ost, Rudow, Johannisthal, Späthsfelde und Baumschulenweg; wir engagieren uns für eine siedlungs-, gesundheits- und umweltverträgliche Grundwasserpolitik des Landes Berlin / des Berliner Senats 
 www.grundwassernotlage-berlin.de          Heilen statt Zerstören!                    Berlin, 03. Juni 2015                         
Abgeordnetenhaus von Berlin 

Petitionsausschuss

10111 Berlin-Mitte
pet@parlament-berlin.de 

Betreff: Einhaltung der gesetzlichen Grundlagen bei der Berlin-weiten siedlungsverträglichen Grundwasserstandssteuerung durch den Berliner Senat; hier: 59. Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung und Umwelt am 27.05.2015; Präzisierung des § 37 a BWG vor der Umsetzung des Pilotprojektes Buckower-Rudower Blumenviertel

Sehr geehrte Damen und Herren,

am 27.05 2015 fand die 59. Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung und Umwelt statt. 

Unter TOP 2 wurde über den „ Bericht zum Runden Tisch Grundwassermanagement in Berlin“ des Berliner Senats gesprochen. 

Wir waren Gäste dieser Sitzung. Die Abgeordneten hatten die Gelegenheit, im Interesse der Bürger Berlins den anwesenden Staatssekretär mit den wesentlichsten Mängeln in diesem Bericht zu konfrontieren: 

· Negierung / Ignorierung / Blockierung des § 37 a BWG mit Begründung und Einzelbegründung, der dem Land Berlin im Jahr 1999 das Berlin-weite Grundwassermanagement mit siedlungsverträglicher Grundwasserstandssteuerung einschließlich seiner Finanzierung eröffnete und übertrug und nun versucht, sie auf die betroffenen Bürger vor Ort abzuwälzen.

· die Aufbauschung der Kosten und Mengen, zum Teil um das Zehnfache.

Die Abgeordneten nutzten die Aussprache nicht, um vorrangig die Interessen der Bürger gegenüber der Verwaltung zu vertreten. Nicht ein einziges Mal wurde der § 37 a BWG von ihnen erwähnt, ist er doch der Schlüssel für alle Abhilfemaßnahmen aus der seit 22 Jahren bestehenden Grundwassernotlage.

Das Berlin-weite Grundwassermanagement zur siedlungs-, gesundheits- und umweltverträglichen Grundwasserstandssteuerung und seine Finanzierung* sind im dicht bebauten Stadtgebiet ausschließlich Pflichtaufgaben des Berliner Senats und der BWB als ausführendem Organ (siehe Anlagen 1, 2 und 3). *Finanzierung etwaiger Ergänzungsfördermengen; siehe am Ende dieser Petition.

Zur Durchführung dieser Pflichtaufgaben gehören folgende Essentials (siehe auch Anlage 1): 

1. Eine Präzisierung des § 37 a BWG mit Begründung und Einzelbegründung von 1999, die noch noch vor der Umsetzung der Pilotprojekte erfolgen sollte.

2. Jedes in Berlin das Grundwasser fördernde Wasserwerk muss auch heute seinen größtmöglichen Beitrag zum Erhalt des vor Jahrzehnten in seinem Einzugs- und Einflussbereich gewonnenen nutzbaren Grunds und Bodens (festgesetztes Bauland) und der darauf mit Baugenehmigungen der örtlichen Bauaufsichtsämter in öffentlich-rechtlichen Verfahren errichteten Bebauung (geprüfte und bescheinigte Standsicherheit!) leisten können.

3. Keine Schließung auch nur eines der 10 noch bestehenden Wasserwerke, einschließlich des Wasserwerkes Johannisthal (WJ), ohne gleichwertige Ersatzmaßnahmen vor Ort (siehe Punkt 5.).

4. Festlegung von Mindestfördermengen in den Wasserwerken. Abstimmen der Förderungen aufeinander zum Erreichen siedlungs-, gesundheits- und umweltverträglicher Grundwasserstände entsprechend § 37 a BWG mit Begründung und Einzelbegründung.

5. Etwa erforderliche Ergänzungsfördermengen werden von der Genehmigungsbehörde ermittelt. Sie werden in den Wasserwerken gefördert und „abgeschlagen“. Bestehen diese Förder- bzw. Abschlagsmöglichkeiten in den Wasserwerken nicht (mehr), so müssen vom Senat dezentrale, lokale Anlagen außerhalb der Wasserwerke errichtet und finanziert werden und von den BWB im Auftrag der Genehmigungsbehörde betrieben und unterhalten werden, siehe WJ.

6. Kein Abwälzen der Kosten auf die Bürger im Rahmen der Pilotprojekte, propagiert vom Senat als „Hilfe zur Selbsthilfe“.

7. Adressat des durch § 37 a BWG eröffneten Grundwassermanagements sind ausschließlich die BWB (siehe Anlage 3 und Anlage 4, Punkt 4.).

Der Senat nutzt offenkundig das Pilotprojekt Buckower-Rudower Blumenviertel als willkommenen Vorwand, um das ihm im Jahr 1999 mit § 37 a BWG mit Begründung und Einzelbegründung vom Berliner Abgeordnetenhaus übertragene Grundwassermanagement mit siedlungs- und gesundheitsverträglicher Grundwasserstandssteuerung einschließlich seiner Finanzierung als „Hilfe zur Selbsthilfe“ auf die örtliche Bevölkerung abzuwälzen. 

Dazu nutzt er die andauernde, angeblich unumgängliche Verzögerung der Wiederinbetriebnahme des WJ im ÖGP und die fragwürdige Behauptung, dass das neue WJ ohnehin keinen Einfluss auf die Grundwasserstände im Buckower-Rudower Blumenviertel hätte, obwohl das Gebiet über 114 Jahre im Einzugs- und Einflussbereich des WJ liegt und auch zukünftig liegen wird.   
Etwaige zur siedlungsverträglichen Grundwasserstandssteuerung in den Einzugs- und Einflussbereichen der Wasserwerke benötigte Ergänzungsfördermengen müssten jedoch gem. § 37 a BWG im Rahmen des Berlin-weiten Grundwassermanagements des Senats in den Wasserwerken selbst oder durch besondere lokale, dezentral zugeschnittene Maßnahmen bereitgestellt und finanziert werden (siehe oben: Punkt 5.). 
Ein derartiges, lokal zugeschnittenes Vorhaben ist das Pilotprojekt Buckower-Rudower Blumenviertel. Es stellt eine Ergänzungsmaßnahme im Einzugs- und Einflussbereich des WJ im Rahmen des Berlin-weiten Grundwassermanagements gem. § 37 a BWG von 1999 dar, weil die auf dem Gelände des WJ selbst förderbaren Ergänzungsfördermengen heute scheinbar nicht (mehr) ausreichen, um siedlungsverträgliche Grundwasserstände im Blumenviertel sicherzustellen. 

Das Pilotprojekt ist daher keine Maßnahme einer „Hilfe zur Selbsthilfe“! Es ist eine Aufgabe des dem Land Berlin mit § 37a BWG übertragenen Berlin-weiten Grundwassermanagements (siehe auch Anlage 3).

Um das Abwälzen auf die örtliche Bevölkerung tatsächlich zu verhindern, ist die Präzisierung des § 37 a BWG von 1999 vorrangig, weil der Senat den Paragrafen weiterhin negiert, ignoriert und blockiert. Das sollte noch vor der Umsetzung von Maßnahmen aus dem Pilotprojekt Buckower-Rudower Blumenviertel erfolgen. 

Der Vorschlag zur Präzisierung des § 37 a BWG von 1999 liegt als Anlage 2 bei. 

–> Sollte es Ihnen nicht möglich sein, zeitnah über die Petition zu befinden, so sollte erwogen werden, die Umsetzung des Pilotprojektes Buckower-Rudower Blumenviertel zumindest vorübergehend auszusetzen. 
–> Wir bitten Sie, im Interesse der betroffenen Bürger zu beschließen und zu handeln.

Wir Bürger Berlins haben die Berlin-weite Grundwassernotlage weder verursacht, noch zu verantworten, geschweige denn ihre Behebung durchzuführen und zu finanzieren.
*Finanzierung etwaiger Ergänzungsfördermengen (siehe unsere Vorschläge zur kostengünstigen Finanzierung unter www.grundwassernotlage-berlin.de Rubrik „Finanzierung und Kosten“) aus dem: 

· Grundwasserentnahmeentgelt und / oder

· ggf. zu eröffnenden Fonds. 

Mit freundlichen Grüßen

Klaus Langer  Wolfgang Widder 
Anlage 1: Pflichtaufgaben des Berliner Senats im Rahmen des Berlin-weiten Grundwassermanagements Anlage 2: Gesetzliche Grundlagen zur siedlungs-/ gesundheits- und umweltverträglichen

                Grundwasserstandssteuerung in Berlin – hier: Vorschlag zur Präzisierung des § 37 a BWG
Anlage 3: Aufgabenverteilung bei der siedlungs-, gesundheits- und umweltverträglichen

                Grundwasserstandssteuerung in Berlin

Anlage 4: „Siedlungsverträgliche“ Grundwasserstandssteuerung nach Belieben und Gutsherrenart? 

	Anlage 1
SOS!
	Pflichtaufgabe des Berliner Senats ist die siedlungs-, gesundheits- und umweltverträgliche Grundwasserstandssteuerung und ihre Finanzierung im Rahmen des Berlin-weiten Grundwassermanagements entsprechend den gesetzlichen Grundlagen von 1999 - § 37 a BWG mit Begründung und Einzelbegründung. 

Das gilt auch für das anstehende Pilotprojekt Buckower-Rudower Blumenviertel 
www.grundwassernotlage-berlin.de                                 Heilen statt Zerstören!


Pflichtaufgaben des Berliner Senats im Rahmen des Berlin-weiten Grundwassermanagements
Welche Pflichtaufgaben wurden dem Senat mit § 37 a BWG mit Begründung und Einzelbegründung im Jahr 1999 übertragen?  

	Pflichtaufgabe des Berliner Senats ist die siedlungs-, gesundheits- und umweltverträgliche Grundwasserstandssteuerung und ihre Finanzierung im Rahmen des Berlin-weiten Grundwassermanagements. 

Dazu stehen dem Senat folgende gesetzliche Grundlagen zur Verfügung: 
· § 37 a BWG / präzisierter § 37 a (in spe) mit Begründung und Einzelbegründung zur siedlungs- und gesundheitsverträglichen Grundwasserstandssteuerung,
· WHG, BWG und EU-Wasserrahmenrichtlinie zur umweltverträglichen Grundwasserstandssteuerung 

Ausführendes Organ der Grundwasserstandssteuerung in Berlin sind ausschließlich die BWB (siehe Anlage 3 und Anlage 4, Punkt 4.).


Der Schutz der seit Jahrzehnten bestehenden Berliner Wohnbebauung / Besiedlung vor ihrer Zerstörung und der Gefährdung des Lebens und der Gesundheit ihrer Bewohner durch siedlungs- und gesundheitsunverträgliche Grundwasserstände ist nach Auffassung der Mehrheit am Runden Tisch Grundwassermanagement 2012 eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe der Daseinsvorsorge des Landes Berlin / des Berliner Senats im Rahmen seines Berlin-weiten Grundwassermangements mit siedlungs- und gesundheitsverträglicher Grundwasserstandssteuerung.

Siehe www.grundwassernotlage-berlin.de in der Rubrik „Aufnahme in die Berliner Verfassung“.
Essentials zur Durchführung des Pilotprojektes Buckower-Rudower Blumenviertel
Eine Übertragung von lokalen Maßnahmen aus der siedlungs-, gesundheits- und umweltverträglichen Grundwasserstandssteuerung und deren Finanzierung auf die örtliche Bevölkerung ist – auch im Rahmen des Pilotprojekts Buckower-Rudower Blumenviertel – nicht statthaft. 

1. Eine Präzisierung des § 37 a BWG mit Begründung und Einzelbegründung von 1999 sollte noch vor der Umsetzung der Pilotprojekte erfolgen.

2. Jedes in Berlin das Grundwasser fördernde Wasserwerk muss auch heute seinen größtmöglichen Beitrag zum Erhalt des vor Jahrzehnten in seinem Einzugs- und Einflussbereich gewonnenen nutzbaren Grunds und Bodens (festgesetztes Bauland) und der darauf mit Baugenehmigungen der örtlichen Bauaufsichtsämter in öffentlich-rechtlichen Verfahren errichteten Bebauung (geprüfte und bescheinigte Standsicherheit!) leisten können.

3. Keine Schließung auch nur eines der 10 noch bestehenden Wasserwerke, einschließlich des Wasserwerkes Johannisthal (WJ), ohne gleichwertige Ersatzmaßnahmen vor Ort (siehe Punkt 5.).

4. Festlegung von Mindestfördermengen in den Wasserwerken. Abstimmen der Förderungen aufeinander zum Erreichen siedlungs-, gesundheits- und umweltverträglicher Grundwasserstände entsprechend § 37 a BWG mit Begründung und Einzelbegründung.

5. Etwa erforderliche Ergänzungsfördermengen werden von der Genehmigungsbehörde ermittelt. Sie werden in den Wasserwerken gefördert und „abgeschlagen“. Bestehen diese Förder- bzw. Abschlagsmöglichkeiten in den Wasserwerken nicht (mehr), so müssen vom Senat dezentrale, lokale Anlagen außerhalb der Wasserwerke errichtet und finanziert werden und von den BWB im Auftrag der Genehmigungsbehörde betrieben und unterhalten werden, siehe WJ.

6. Kein Abwälzen der Kosten auf die Bürger im Rahmen der Pilotprojekte, propagiert vom Senat als „Hilfe zur Selbsthilfe“.

7. Adressat des durch § 37 a BWG eröffneten Grundwassermanagements sind ausschließlich die BWB (siehe Anlage 3 und Anlage 4, Punkt 4.).
Anlage 2

Dipl.- Ing.Klaus Langer              Dipl.- Ing. Wolfgang Widder

Arnikaweg 5 b                            Königsheideweg 190 a

12357 Berlin                              12487 Berlin

Tel.: 662 5444                            Tel.: 631 9818
www.grundwassernotlage-berlin.de          Heilen statt Zerstören!
Gesetzliche Grundlagen zur siedlungs-/ gesundheits- und umweltverträglichen Grundwasserstandssteuerung in Berlin – hier: Vorschlag zur Präzisierung des § 37 a BWG 

Das Wasserhaushaltsgesetz und die EU-Wasserrahmenrichtlinie regeln die Ansprüche an die Trinkwasserversorgung: Es soll ein guter mengenmäßiger und ein guter qualitativer Zustand des Trinkwassers sichergestellt werden. Sie regeln nicht den Zustand eines Überangebotes an Grundwasser, was zu schweren Schäden an einer dichten baulichen Nutzung (Gefährdung der Standsicherheit) und zu schweren Gesundheitsschäden der Bevölkerung führen kann und in der Millionenstadt Berlin bereits führte.                                                                                                                                                    

Mit dem nachstehenden Vorschlag zur Präzisierung des vom Berliner Abgeordnetenhaus bereits im Jahr 1999 beschlossenen § 37 a Berliner Wassergesetz (BWG) wird dem Umstand des dem Land Berlin historisch bedingten Fehlens bestimmter gesetzlicher Regelungen und wasserrechlicher Steuerungsinstrumente noch einmal Rechnung getragen. 

Es wird deutlich gemacht: Dem Land Berlin wurde mit § 37 a BWG das Instrument des Grundwassermanagements eröffnet und die Aufgabe und die Finanzierung der siedlungs- gesundheits- und umweltverträglichen Grundwasserstandssteuerung in Berlin übertragen.

Dazu werden die Fördermengen der 10 in Berlin das Grundwasser zu Trinkwasserzwecken genutzt und etwa notwendige Ergänzungsfördermengen in den Wasserwerken oder in lokalen Anlagen vorgesehen.

Vorschlag zur Präzisierung des § 37 a des Berliner Wassergesetzes (BWG)
§ 37a Öffentliche Wasserversorgung und Grundwasserstandssteuerung  

(1)   Das Land Berlin hat durch die Berliner Wasserbetriebe (BWB) eine geordnete öffentliche Wasserversorgung sicherzustellen. Ein guter mengenmäßiger und ein guter qualitativer (guter chemischer) Zustand des Trinkwassers sind zu gewährleisten.

(2)   Das für die öffentliche Versorgung Berlins erforderliche Wasser ist im Gebiet des Landes Berlin zu gewinnen (Fördergebiet). Hierzu werden die 10 Wasserwerke Tegel, Spandau, Beelitzhof, Tiefwerder, Kladow, Friedrichshagen, Kaulsdorf, Wuhlheide, Johannisthal und Stolpe durch die BWB in einem aufeinander abgestimmten, ausgewogenen Verhältnis betrieben.                                                         Eine Stilllegung von Wasserwerken ohne entsprechenden mengen- und gütemäßigen Ersatz in deren Einzugs- und Einflussbereich ist nicht gestattet.

(3)   Die Gewinnung von Wasser kann unter Bedingungen und Auflagen erlassen werden, 1. einen bestimmten Grundwasserstand im Fördergebiet sicherzustellen, soweit das durch die Gewinnung beeinflussbar ist. Hierzu sind Mindestfördermengen festzulegen. 2. eine bestimmte gleichmäßige Qualität des für Trinkwasserzwecke vorgesehen Wassers auf hohem Niveau zu gewährleisten.

(4)   Einem etwa vorhandenen Überangebot bei der Neubildung des Grundwassers hat das Land Berlin Rechnung zu tragen: Zur Sicherstellung siedlungsverträglicher Grundwasserstände legt das Land Berlin per Nebenbestimmungen in den Bewilligungsverfahren für die Wasserwerke die Förderung entsprechender Ergänzungsfördermengen* fest.                                                                                    Die BWB werden vom Land Berlin mit der Umsetzung und dem Unterhalten der dazu erforderlichen  Maßnahmen beauftragt.

(5)   Ergänzungsfördermengen sind aus Mitteln des Grundwasserentnahmeentgeltes oder eines dazu aufgelegten Fonds zu finanzieren.                                                                               

*Näheres regelt die Grundwassersteuerungsverordnung der für die Wasserwirtschaft zuständigen Senatsverwaltung.
Änderung des § 3 der Grundwassersteuerungsverordnung (GruWaSteuV)

§ 3 Anforderung an die Grundwasserstände                                                                                                
(3) Die für das Gebiet des Landes Berlin anzustrebenden Grundwasserstände ergeben sich aus der Grundwassergleichenkarte1, 2. Die Anlagen zur Förderung des Grundwassers und zur künstlichen Grundwasseranreicherung sind zur Steuerung der Grundwasserstände entsprechend einzusetzen. Hierbei dürfen die in der Grundwassergleichenkarte festgelegten Grundwasserstände anlagenbedingt in der Regel nicht mehr als 0,50 Meter2 über- oder unterschritten werden.

Ein Flurabstand des Grundwassers von > 2,50 m1, 2 wird als ausreichend definiert.                                                                  

(5) Etwaige zur siedlungsverträglichen Grundwasserstandssteuerung benötigte Ergänzungsfördermengen können in den Wasserwerken oder durch besondere lokale Maßnahmen bereitgestellt werden.

 Anmerkung zur GruWaSteuV (3)
1 Damit wird weitgehend die den Gebäuden im öffentlich-rechtlichen Prüf- und Genehmigungserfahren bescheinigte Standsicherheit sichergestellt.                                                                                          

2 Die lt. Grundwassergleichenkarte örtlich einzuhaltenden Grundwasserstände und die daraus ggf. resultierenden Ergänzungsfördermengen sind von der für die Wasserwirtschaft zuständigen Senatsverwaltung im Benehmen mit den örtlichen Bauämtern in den jeweiligen Einzugs- und Einflussbereichen der einzelnen Wasserwerke anhand einer repräsentativen Auswahl von Grundstückshöhenlagen, in + … m NN, in Verbindung mit 

· dem  Abstand der Fundamentunterkante zur Grundstücksoberfläche in Metern und Zugabe eines Sicherheitszuschlages entsprechend § 3 (3) von 50 cm, 

· den zu erwartenden Höchstgrundwasserständen (ze HGW), in + … m NN und 

· unter Beachtung des als siedlungsverträglich definierten Flurabstandes des Grundwassers von        > 2,50 m unterhalb der Grundstücksoberfläche zu ermitteln.  

Klaus Langer       Wolfgang Widder

Berlin, im November 2014, im 21. Jahr der Grundwassernotlage im Einzugs- und Einflussbereich des Wasserwerkes Johannisthal                                                                        

noch Anlage 2

Anlage 3
Dipl.- Ing. Klaus Langer, Tel.: 662 5444    Dipl.- Ing. Wolfgang Widder, Tel.: 631 9818

Wir engagieren uns für eine siedlungs-, gesundheits- und umweltverträgliche Grundwasserpolitik des Landes Berlin / des Berliner Senats 
www.grundwassernotlage-berlin.de       Heilen statt Zerstören!                                    Berlin, im Mai 2015
Aufgabenverteilung bei der siedlungs-, gesundheits- und umweltverträglichen Grundwasserstandssteuerung in Berlin
In ihrer Mitteilung – zur Kenntnisnahme – DRS 15/5549 vom 12.10.2006 an das Berliner Abgeordnetenhaus stellte die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung u. a. dar (siehe auch Anlage 4, Punkt 4.): 

„Mit der Einfügung des § 37 a in das BWG durch das Berliner Abgeordnetenhaus im Jahr 1999 ist dem Berliner Senat nicht nur die rechtliche Möglichkeit eingeräumt worden, sondern auch die Aufgabe übertragen worden, durch Nebenbestimmungen zu den den BWB erteilten Erlaubnissen zur Grundwasserentnahme darauf hinzuwirken, dass die Fördermengen im gesamten Stadtgebiet so aufeinander abgestimmt werden, dass Vernässungsschäden in bebauten Gebieten nach Möglichkeit vermieden werden. 
Adressat des durch § 37 a BWG eröffneten Grundwassermanagements sind ausschließlich die BWB. Danach können die BWB durch diese Nebenbestimmungen zu den erteilten Erlaubnissen verpflichtet werden, im Rahmen ihrer technischen Möglichkeiten vorgegebene Grundwasserstände anzustreben ….

Im Rahmen der Trinkwassergewinnung sollen die Grundwasserförderungen so gesteuert werden, dass die zu Schäden an Gebäuden und der Gesundheit der Bevölkerung führenden hohen Grundwasserstände möglichst vermieden werden. Es sollen siedlungsverträgliche Grundwasserstände eingestellt bzw. angestrebt werden.“ 

Daraus leitet sich folgende Aufgabenverteilung ab:
	Aufgabenträger
	Senatsumweltverwaltung
	Berliner Wasserbetriebe (BWB)

	Behörde oder Unternehmen
	Genehmigungsbehörde
	Ausführendes Unternehmen 



	Aufgaben 
	- Erteilung von Bewilligungen und

  Erlaubnissen zur Grundwasserentnahme zur

  Trinkwasserversorgung der Bevölkerung

- Siedlungs-, gesundheits- und

  umweltverträgliche
  Grundwasserstandssteuerung im

  Rahmen eines Berlin-weiten 

  Grundwassermanagements mit den in

  Berlin noch das Grundwasser zu 

  Trinkwasserzwecken fördernden 10

  Wasserwerken einschließlich der Festlegung

  und Finanzierung* ggf. etwa erforderlicher

  Ergänzungsfördermengen 

*Finanzierung 

- aus dem Grundwasserentnahmeentgelt

- aus einem Fonds

als gesamtgesellschaftliche Aufgabe der 

Daseinsvorsorge des Landes Berlin
	- Grundwasserförderung zur Versorgung

  der Bevölkerung mit Trinkwasser

  entsprechend den von der

  Senatsumweltverwaltung erteilten

  Erlaubnissen und Bewilligungen mit den

  10 in Berlin noch das Grundwasser 

  fördernden Wasserwerken.

- Förderung von Ergänzungsfördermengen 

  Errichten und Instandhalten der dazu

  erforderlichen Einrichtungen

  a. Betreiben von Brunnen in den 

      Wasserwerken, um Abschläge

      zu den bestehenden Fördermengen in

      den Wasserwerken in anl. Flüsse und

      Kanäle leiten (abschlagen) zu können

  b. Betreiben von dezentralen Anlagen,

      um ergänzende Fördermengen zu den

      bestehenden Fördermengen in den

      Wasserwerken ableiten (abschlagen) 

      zu können (siehe Pilotprojekte)

	Gesetzliche 

Grundlagen
	- § 37 a BWG mit Begründung und

  Einzelbegründung

- Präzisierter § 37 a BWG (Vorschlag liegt vor)
- WHG

- EU Wasserrahmenrichtlinie

- BWG


	- Ausführung im Rahmen der gesetzlichen

 


Anlage 4
Dipl.-Ing. Klaus Langer             Dipl.-Ing. Wolfgang Widder

Vertreter am Runden Tisch Grundwassermanagement 2012  und im Aktionsbündnis für trockene Keller beim VDGN für den Einzugs- und Einflussbereich des Wasserwerkes Johannisthal 

Wir engagieren uns für eine siedlungs-, gesundheits- und umweltverträgliche Grundwasserpolitik des Landes Berlin
www.grundwassernotlage-berlin.de                Heilen statt Zerstören!                                Berlin, im Mai 2015

„Siedlungsverträgliche“ Grundwasserstandssteuerung nach Belieben und Gutsherrenart?
Wir dokumentieren anhand von Auszügen aus amtlichen Dokumenten, wie sich der Berliner Senat mit dem Amtswechsel in der Senatsumweltverwaltung zur Senatorin L. (ab Punkt 5.) aus seiner Verantwortung für das ihm vom Berliner Abgeordnetenhaus im Jahr 1999 mit § 37 a BWG mit Begründung und Einzelbegründung (Punkt 2) eröffnete und übertragene Berlin-weite Grundwassermanagement mit siedlungsverträglicher Grundwasserstandssteuerung einschließlich der Finanzierung etwa erforderlicher Ergänzungsfördermengen zurückzog und auch heute versucht, es auf die Bürger/innen anzuwälzen. 

Die Bürger/innen Berlins haben die Grundwassernotlage weder herbeigeführt, noch verursacht, geschweige denn zu verantworten und ihre Behebung auch noch zu finanzieren. Deshalb ist es erforderlich, die bestehende gesetzliche Grundlage § 37 a BWG mit Begründung und Einzelbegründung entsprechend zu präzisieren und dann vom Land Berlin / vom Berliner Senat ihre strikte Anwendung einzufordern. 
1. Senator Dr. Hassemer beantragte im August 1995 im Berliner Abgeordnetenhaus angesichts der Grundwassernotlage im Buckower / Rudower Blumenviertel und in Kaulsdorf / Mahlsdorf die Finanzierung von zwei Heberbrunnenanlagen; hier Auszüge aus seinem Antrag:
Betr.: Wasserwirtschaftliche Sofortmaßnahmen zur Grundwasserregulierung in Berliner Wasserschadensgebieten; hier: Neubau einer Anlage zur Grundwasserregulierung im Ortsteil Rudow (Kapitel 1400,Titel 72304) und in den OrtsteilenKaulsdorf-Süd / Mahlsdorf-Süd (Kapitel 1400, Titel 72305).

Seit 1989 ist in Berlin ein flächenhafter Grundwasseranstieg festzustellen, der durch die starken Regenfälle der Frühjahre 1994 und 1995 noch forciert wurde. Hauptursache ist der seit der Wende in den östlichen Bezirken um über 90 Millionen m³ pro Jahr … verringerte Wasserverbrauch, der sich in einer rückläufigen Förderung der BWB bemerkbar machte.

Aus wasserwirtschaftlicher Sicht ist dies zu begrüßen, weil hierdurch die Grundwasserressourcen wieder aufgefüllt werden.

Der Grundwasseranstieg führt andererseits durch Kellervernässerungen zu erheblichen Bauwerksschäden..

In den Wassereinzugsgebieten der Wasserwerke Johannisthal und Kaulsdorf, in denen das Grundwasser durch die hohe Förderung vor 1989 über Jahrzehnte stark abgesenkt war, ist der Grundwasseranstieg durch den Rückgang bei der Grundwasserentnahme besonders hoch. Er beträgt in diesen Einzugsgebieten teilweise mehrere Meter.

Besonders hiervon betroffen sind Ein- und Mehrfamilienhäuser im Rudower Blumenviertel im Bezirk Neukölln und in den Ortsteilen Kaulsdorf-Süd und Mahlsdorf im Bezirk Hellersdorf.

Hier liegen – mit steigender Tendenz – Beschwerden wegen nasser Keller von ca. 600 Rudowern und ca. 200 Kaulsdorfer/Mahlsdorfer Bürgern vor.

Um den Betroffenen aus ihrer Notlage zu helfen, haben die Berliner Wasserbetriebe auf Bitten der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umweltschutz Anfang Februar 1995 die Grundwasserförderung beim Wasserwerk Johannisthal von 30.000 auf 40.000 m³/Tag erhöht...

Die erhöhte Grundwasserförderung stoppte zwar den weiteren Anstieg und führte darüber hinaus zu einem leichten Absinken des Grundwasserspiegels. Das reicht jedoch nicht aus, um die Kellervernässungen abzustellen.

Der Senat sieht angesichts der flächenhaften Ausdehnung des Grundwasseranstieges und der besonderen Schadenssituation in den Gebieten die Notwendigkeit zur Hilfe durch die folgenden weiteren wasserwirtschaftlichen Sofortmaßnahmen:

Neubau einer Anlage zur Grundwasserregulierung im Ortsteil Rudow

Neubau einer Anlage zur Grundwasserregulierung in den Ortsteilen Kaulsdorf-Süd/Mahlsdorf-Süd...

gez.: Dr. Hassemer, Senator für Stadtentwicklung und Umweltschutz
2. Das Abgeordnetenhaus beschließt § 37 a BWG mit Begründung und Einzelbegründung
Den Mitgliedern des Berliner Abgeordnetenhauses war bewusst, dass dem Schutz der seit Jahrzehnten, teilweise schon seit Jahrhunderten bestehenden Bebauung in Berlin vor siedlungsunverträglichen Grundwasserständen Rechnung getragen werden musste. Da das mit den bestehenden Gesetzen zur Wasserbewirtschaftung nicht möglich war, eröffneten und übertrugen sie im Jahr 1999 dem Land Berlin mit  37 a § BWG mit Begründung und Einzelbegründung das aus historischen Gründen fehlende Instrumentarium für ein „Berlin-weites Grundwassermanagement mit siedlungsverträglicher Grundwasserstandssteuerung und Finanzierung etwa erforderlicher Ergänzungsfördermengen“. 

Der Flurabstand des Grundwassers zu den Grundstücksoberflächen soll dabei > 2,50 Meter betragen. 

3. Forderungen des Berliner Abgeordnetenhauses
Das  Abgeordnetenhaus beschloss in seiner Sitzung am 17. März 2005 u. a. Folgendes:

Der Senat wird aufgefordert, die Grundwassersteuerungsverordnung vom 10. Oktober 2001 auf ihre Wirksamkeit und Einhaltung von siedlungsverträglichen Grundwasserständen hin zu überprüfen. Außerdem ist über den Umsetzungsstand der „Wasserwirtschaftlichen Sofortmaßnahmen“ ab dem Jahre 2001 zu berichten.

Für das gesamte Stadtgebiet sind die Einflüsse aus den Grundwasserförderungen und -anreicherungen der Wasserwerke sowie der Wasserstraßen darzustellen. Die Möglichkeiten eines optimierten Einsatzes der Wasserwerke zum Schutz der Siedlungsgebiete, Parkanlagen und Waldflächen sind detailliert zu erläutern. Es ist weiterhinzu untersuchen, ob neben dem Betrieb der Wasserwerke auch Alternativen für dezentrale Grundwasserhaltungsmaßnahmen bestehen.

Der Senat hat weiterhin sicherzustellen, dass bei der Abschaltung von Wasserwerken die über Jahrzehnte künstlich abgesenkten Grundwasserstände nicht in unverträglichem Maß ansteigen. Alle Fördereinrichtungen der öffentlichen Wasserversorgung sind unter den Gesichtspunkten Siedlungsverträglichkeit, Umwelt- und Naturschutz sowie Wirtschaftlichkeit ausgewogen und aufeinander abgestimmt zu betreiben.

4. DRS 15/5549: Beantwortung der Forderungen des Abgeordnetenhauses durch den Senat
Mit DRS 15/5549 vom 12.10.2006 beantwortete der Senat die Forderungen des Abgeordnetenhauses vom 

17. März 2005 u. a. wie folgt:

„Mit der Einfügung des § 37 a in das BWG durch das Berliner Abgeordnetenhaus im Jahr 1999 ist dem Berliner Senat nicht nur die rechtliche Möglichkeit eingeräumt worden, sondern auch die Aufgabe übertragen worden, durch Nebenbestimmungen zu den den BWB erteilten Erlaubnissen zur Grundwasserentnahme darauf hinzuwirken, dass die Fördermengen im gesamten Stadtgebiet so aufeinander abgestimmt werden, dass Vernässungsschäden in bebauten Gebieten nach Möglichkeit vermieden werden. 
Adressat des durch § 37 a BWG eröffneten Grundwassermanagements sind ausschließlich die BWB. Danach können die BWB durch diese Nebenbestimmungen zu den erteilten Erlaubnissen verpflichtet werden, im Rahmen ihrer technischen Möglichkeiten vorgegebene Grundwasserstände anzustreben ….

Im Rahmen der Trinkwassergewinnung sollen die Grundwasserförderungen so gesteuert werden, dass die zu Schäden an Gebäuden und der Gesundheit der Bevölkerung führenden hohen Grundwasserstände möglichst vermieden werden. Es sollen siedlungsverträgliche Grundwasserstände eingestellt bzw. angestrebt werden.“ 
5. Die 180 Grad-Wende: Schreiben des Staatssekretärs der Senatsumweltverwaltung vom 13.07.2007 an die Betroffenen
Mit der Amtsübernahme durch die Senatorin L. an der Spitze der Senatsumweltverwaltung änderte sich auch die „Sichtweise“ / das Verantwortungsbewusstsein der Verwaltung gegenüber den Bürgern um 180 Grad.

Mit Schreiben vom 13. Juli 2007 an Betroffene merkte der damalige Staatsekretär Dr. H. im Auftrag seiner Senatorin an:
Öffentliche, industrielle und andere private Grundwasserförderungen bedürfen nach dem Wasserhaushaltsgesetz (WHG §§ 7 und 8) einer wasserrechtlichen Erlaubnis oder einer Bewilligung. Diese Zulassungen beinhalten ein Recht auf Förderung, aber keine Verpflichtung zur dauerhaften Weiterförderung.  Dies gilt zum Beispiel auch dann, wenn nach einer Reduzierung bzw. Stilllegung einer Förderung (z. B. des Wasserwerkes Johannisthal) auch nach Jahrzehnten der Grundwasserstand wieder ansteigt und im Umfeld im Hinblick auf die natürlichen Grundwasserverhältnisse an einer unangepassten Bebauung schwere Schäden entstehen.
Mit unangepasster Bebauung ist die über Jahrzehnte im Rahmen der Baugenehmigungen in öffentlich-rechtlichen Verfahren geprüfte und bescheinigte Standsicherheit tausender Gebäude in Berlin gemeint.

6. Anstreben des „höchsten Grundwasserstandes aller Zeiten“
Am 25. März 2011 erschien im Berliner Kurier ein Artikel mit der Überschrift „Hilfe, unsere Häuser saufen ab“. Das Blatt zeigte unter diesem Titel eine Fotografie aus dem Jahr 1903 der damaligen Rudower Wiesen mit Wasserständen um die Geländeoberflächen! Ein Teil der ehemaligen Rudower Wiesen ist das heutige mit ca. 4.000 Ein- und Mehrfamilienhäusern dicht bebaute  Buckower-Rudower Blumenviertel mit seinen angrenzenden Gebieten. Im dazugehörigen Text wird der Wasserexperte, Herr Limberg, von der für die Grundwassersteuerung zuständigen Senatsverwaltung mit den Worten zitiert, er sehe es als positiv an, dass wir uns heute dem höchsten Grundwasserstand aller Zeiten nähern.
Den so im dicht bebauten Stadtgebiet angestrebten natürlichen Grundwasserstand bezeichnet der Senat heute als höchsten zu erwartenden Grundwasserstand (zeHGW).

7. Negierung der vom Berliner Abgeordnetenhaus 1999 geschaffenen gesetzlichen Grundlage zur siedlungsverträglichen Grundwasserstandssteuerung durch den Berliner Senat
Mit der Einfügung des § 37 a in das BWG wurde in der dazu gehörenden Einzelbegründung dem Land Berlin auch die Möglichkeit zur Festlegung von Mindestfördermengen eröffnet. In der „Wasserrechtlichen Bewilligung der Grundwasserförderung für die öffentliche Trinkwasserversorgung des Landes Berlin am Standort des Wasserwerkes Wuhlheide vom 10.06.2014“ wird unter „4. Begründung – Formalien / Allgemeines“ folgendes ausgeführt:
Gegenstand verschiedener Einwendungen waren nicht die Forderung von Höchstfördermengen sondern von Mindestfördermengen zum Schutz der Bebauung. Die Bewilligung selbst  gibt den Berliner Wasserbetrieben nur das Recht, eine bestimmte Menge zu fördern, während die Verpflichtung eine bestimmte Wassermenge zu fördern sich nicht dem WHG entnehmen lässt. Auch § 37 a Abs. 5 Zi. 1 BWG bietet hierfür keine Rechtsgrundlage, da das Nähere zu dieser Norm in der hierzu erlassenen Grundwassersteuerungsverordnung (GruWaSteuV) festzulegen ist. Der Inhalt der GruWaSteuV ermöglicht weder die Festsetzung der von den Einwendern geforderten maximalen Grundwasserständen noch die Festlegung von Mindestfördermengen.
8. Versuch des Abwälzens des dem Berliner Senat übertragenen Grundwassermanagements auf die Bürger/innen – Pilotprojekt Buckower-Rudower Blumenviertel (Hilfe zur Selbsthilfe)
In seinem Schreiben vom 13.07.2007 an die Betroffenen merkte der Staatssekretär Dr. H. im Auftrag seiner Senatorin L. im Widerspruch zu seiner vorhergehenden Ankündigung (siehe Punkt 5.) folgendes an:
Die Errichtung und das Betreiben der grundwasserregulierenden Anlage im Glockenblumenweg zur Herstellung der Siedlungsverträglichkeit erfolgte – ohne Anerkennung einer Rechtspflicht – auf Grund der stark reduzierten Förderung bzw. der späteren, vorübergehenden Stilllegung des Wasserwerkes Johannisthal. Langfristiges Ziel ist es, die temporäre Grundwasserregulierungsanlage künftig zu ersetzen. Dieses wird in den Szenarien zur Bearbeitung der Grundwassersteuerungsverordnung überprüft, so dass dann die Siedlungsverträglichkeit wieder langfristig allein durch die Trinkwasserförderung des Wasserwerkes Johannisthal hergestellt werden kann.
Diese Ankündigungen gelten anscheinend für das Pilotprojekt in Buckow-Rudow nicht mehr:

In ihrem Schreiben vom Juli 2014 an alle Haushalte im Buckower / Rudower Blumenviertel kündigt die Senatsumweltverwaltung die Planung einer neuen Anlage zur Grundwasserregulierung für dieses im Einzugs- und Einflussbereich des Wasserwerkes Johannisthal (WJ) liegenden Stadtviertels an. Der Senat will damit die ihm gesetzlich übertragene Berlin-weite siedlungsverträgliche Grundwasserstandssteuerung auf die Bürger/innen übertragen/ abwälzen. Er nennt es „Hilfe zur Selbsthilfe“: Das WJ bleibt unerwähnt.

Eine Stilllegung des WJ würde flächendeckend zu Grundwasserständen um die Grundstücksoberflächen führen. Anlagen zur Abhilfe aus der Grundwassernotlage müssten so dimensioniert und bemessen werden, dass sie zumindest die Förderleistungen von WJ und bestehender Heberbrunnenanlage ersetzen könnte. 

Die Ergebnisse der Fragebogenaktion des Senats über die Erhebung von Grundstücks- und Gebäudedaten vom Juli / August 2014 im Blumenviertel sind mit einer hohen Fehlerquote behaftet: Schätzwerte der Betroffenen, angeblich „kein Wasser im Keller“, zu grobes Datenmaterial zur Ermittlung der Höhenlagen der Grundstücksoberflächen bei der Senatsumweltverwaltung. Diese Aktionen können die erforderlichen exakten Ermittlungen zur tatsächlichen Betroffenheit (siehe Vorschlag zur Präzisierung …) nicht ersetzen.
9. Resümee
Die Fördermengen der Berliner Wassserwerke stehen nach derzeitiger Rechtsauffassung des Berliner Senats für eine dauerhafte siedlungsverträgliche Grundwasserstandssteuerung nicht zur Verfügung.

1.     Wasserwerke kann der Senat jederzeit stilllegen und dabei schwere Schäden an den Gebäuden anrichten (Punkt 5.). Im Einzugs- und Einflussbereich der Wasserwerke würde sich der natürliche Grundwasserspiegel als höchster zu erwartender Grundwasserstand (zeHGW) einstellen.

2.     Diesen Zustand strebt der Senat tatsächlich im dicht bebauten Stadtgebiet unter Außerachtlassung der gesetzlichen Grundlage (§ 37 a BWG mit Begründung und Einzelbegründung) an (Punkt 6.).

3.     Die Möglichkeit zur Festlegung von Mindestfördermengen, die mit Einzelbegründung zu § 37 a BWG eröffnet wurde, wird vom Senat bestritten (Punkt 7.).

4.     Die im Rahmen des Pilotprojekts für das Buckower-Rudower Blumenviertel geplante neue Grundwasserregulierungsanlage müsste so bemessen werden, dass sie die bisher bestehenden, allerdings heute schon ungenügenden Förderleistungen des „Verbundes von WJ und der im Blumenviertel bestehenden Heberbrunnenanlage“ ersetzen und flächendeckend die dann oberflächennahen Grundwasserstände mindestens auf ein siedlungsverträgliches Niveau von 2,50 Meter unter den Grundstücksoberflächen senken kann (Punkt 8).

10. Forderungen

Die vom Berliner Abgeordnetenhaus im Jahr 1999 beschlossene gesetzliche Grundlage, mit der dem Land Berlin / dem Berliner Senat das „Berlin-weite Grundwassermanagement mit siedlungsverträglicher Grundwasserstandsteuerung einschließlich der Finanzierung etwa erforderlicher Ergänzungsfördermengen“ eröffnet und übertragen wurde, darf nicht weiterhin durch das Land Berlin / den Berliner Senat negiert, ignoriert und blockiert werden können.
Nachstehende Forderungen und ihre Umsetzung gelten auch für das anstehende Pilotprojekt Buckower-Rudower Blumenviertel und das WJ; ansonsten ist seine Umsetzung zu stoppen!

· Wir fordern die Präzisierung des § 37 a mit Begründung und Einzelbegründung und dessen Durchsetzung gegenüber dem Berliner Senat.

· Der präzisierte § 37 a BWG*, das WHG**, das BWG** und die EU-Wasserrahmenrichtlinie** bilden den gesetzlichen Rahmen für die siedlungs*-, gesundheits*- und umweltverträgliche** Grundwasserstandssteuerung in Berlin.

· Mit unserem Vorschlag zur Präzisierung des § 37 a mit Begründung und Einzelbegründung schließen wir –  wie vom Abgeordnetenhaus im Jahr 2005 gefordert (siehe Punkt 3.) –  das Stilllegen ohne Ersatz vor Ort auch nur eines von zehn, heute noch das Grundwasser in Berlin fördernden Wasserwerken aus.                                                                                           Wir fordern mit dem Vorschlag die Einhaltung von Mindestfördermengen gem. § 37 a BWG.

· Die von uns am Runden Tisch Grundwassermanagement als Vertreter der Betroffenen erarbeiteten preisgünstigen Vorschläge zur Abhilfe aus der Grundwassernotlage im Einzugs- und Einflussbereich des WJ erfordern eine seriöse und neutrale Bewertung. 
Die Bürger/innen Berlins haben die Berlin-weite Grundwassernotlage weder herbeigeführt, noch verursacht, noch zu verantworten, geschweige denn ihre Abhilfe zu finanzieren.
Keine Grundwasserpolitik nach Belieben und Gutsherrenart zu Lasten der Bevölkerung!





Heilen statt Zerstören!
